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14. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Sonder-
ausschuss auf seiner nächsten Tagung die in Ziffer 13 seines
Berichts über die Anwendung der Bestimmungen der Charta
der Vereinten Nationen betreffend die Hilfe für Drittstaaten,
die von der Anwendung von Sanktionen betroffen sind63, ge-
nannten Informationen über Modalitäten, technische Verfah-
ren und Richtlinien für die Koordinierung der technischen
Hilfe, die den von der Anwendung von Sanktionen betroffe-
nen Drittstaaten zur Verfügung steht, sowie mögliche Metho-
den zur Bewertung der nachteiligen Folgen, die sich für
Drittstaaten tatsächlich ergeben haben, im Rahmen des in Zif-
fer 15 erwähnten Berichts vorzulegen;

15. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt „Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen“ einen Bericht
über die Anwendung der Bestimmungen der Charta der Ver-
einten Nationen betreffend die Gewährung von Hilfe an
Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen betrof-
fen sind, vorzulegen;

16. beschließt, den Punkt „Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 62/70
Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 6. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/454,
Ziff. 8)64. 

62/70. Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und interna-
tionaler Ebene

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 61/39 vom 4. Dezem-

ber 2006,
in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu den Zielen und

Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und des Völ-
kerrechts, die unverzichtbare Grundlagen einer friedlicheren,
wohlhabenderen und gerechteren Welt sind, und erneut ihre
Entschlossenheit bekundend, ihre strikte Achtung zu fördern
und in der ganzen Welt einen gerechten und dauerhaften Frie-
den herbeizuführen,

sowie bekräftigend, dass Menschenrechte, Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie miteinander verknüpft sind und sich
gegenseitig verstärken und dass sie zu den universellen und
unteilbaren grundlegenden Werten und Prinzipien der Ver-
einten Nationen gehören,

ferner die Notwendigkeit bekräftigend, den Grundsatz der
Rechtsstaatlichkeit auf nationaler wie auch internationaler
Ebene allgemein einzuhalten und anzuwenden, und in Be-

kräftigung ihres feierlichen Bekenntnisses zu einer auf
Rechtsstaatlichkeit und dem Völkerrecht beruhenden interna-
tionalen Ordnung, die zusammen mit den Grundsätzen der
Gerechtigkeit eine wesentliche Voraussetzung für die friedli-
che Koexistenz und die Zusammenarbeit der Staaten bildet,

in der Überzeugung, dass die Förderung von Rechtsstaat-
lichkeit auf nationaler und internationaler Ebene für die Her-
beiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums, nach-
haltige Entwicklung, die Beseitigung von Armut und Hunger
und den Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten
unabdingbar ist, und anerkennend, dass die kollektive Sicher-
heit von einer wirksamen, im Einklang mit der Charta und
dem Völkerrecht durchgeführten Zusammenarbeit gegen
grenzüberschreitende Bedrohungen abhängt,

in Bekräftigung der Pflicht aller Staaten, in ihren interna-
tionalen Beziehungen eine mit den Zielen und Grundsätzen
der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder An-
wendung von Gewalt zu unterlassen und ihre internationalen
Streitigkeiten durch friedliche Mittel so beizulegen, dass der
Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtig-
keit im Einklang mit Kapitel VI der Charta nicht gefährdet
werden, und mit der Aufforderung an die Staaten, die Annah-
me der Gerichtsbarkeit des Internationalen Gerichtshofs im
Einklang mit seinem Statut zu erwägen, sofern sie dies nicht
bereits getan haben,

in der Überzeugung, dass die Tätigkeiten der Vereinten
Nationen und ihrer Mitgliedstaaten von der Förderung und
Achtung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internatio-
naler Ebene sowie von Gerechtigkeit und guter Regierungs-
führung geleitet sein sollen,

unter Hinweis auf Ziffer 134 e) des Ergebnisses des Welt-
gipfels 200565,

1. ersucht den Generalsekretär erneut, zur Vorlage auf
ihrer dreiundsechzigsten Tagung ein Verzeichnis der gegen-
wärtig von den verschiedenen Organen, Gremien, Büros,
Hauptabteilungen, Fonds und Programmen des Systems der
Vereinten Nationen unternommenen Tätigkeiten zur Förde-
rung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler
Ebene zu erstellen, und begrüßt den der Generalversammlung
auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung vorgelegten diesbezüg-
lichen Zwischenbericht66;

2. ersucht den Generalsekretär außerdem erneut, nach
Einholung der Auffassungen der Mitgliedstaaten einen Be-
richt zu erstellen und auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung
vorzulegen, der Mittel und Wege zur Stärkung und Koordi-
nierung der Tätigkeiten aufzeigt, die in dem nach Ziffer 1 zu
erstellenden Verzeichnis aufgeführt sind, unter besonderer
Berücksichtigung der Wirksamkeit der Hilfe, die die Staaten
beantragen können, um Kapazitäten zur Förderung der
Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene
aufzubauen;

63 A/62/206 und Corr.1.
64 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Liechtensteins im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorge-
legt.

65 Siehe Resolution 60/1.
66 A/62/261.
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3. bittet den Internationalen Gerichtshof, die Kommis-
sion der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht
und die Völkerrechtskommission, in ihrem jeweiligen Bericht
an die Generalversammlung zu ihrer derzeitigen Rolle bei der
Förderung der Rechtsstaatlichkeit Stellung zu nehmen;

4. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs „Bündelung unserer Kräfte: Verstärkte
Unterstützung der Vereinten Nationen für die Rechtsstaat-
lichkeit“67, unterstützt die Gruppe für Koordinierung und Res-
sourcen im Bereich Rechtsstaatlichkeit, die von der Stellver-
tretenden Generalsekretärin geleitet und von der Einheit für
Rechtsstaatlichkeit im Exekutivbüro des Generalsekretärs un-
terstützt wird, und ersucht den Generalsekretär, der General-
versammlung unverzüglich detaillierte Informationen über
den personellen und sonstigen Bedarf der Einheit vorzulegen,
damit sie diese während ihrer zweiundsechzigsten Tagung im
Einklang mit den bestehenden einschlägigen Verfahren be-
handeln kann;

5. beschließt, den Punkt „Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 62/71

Verabschiedet auf der 62. Plenarsitzung am 6. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/455,
Ziff. 11)68, in seiner mündlich abgeänderten Fassung.

62/71. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen
Terrorismus

Die Generalversammlung,
geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der

Vereinten Nationen,
in Bekräftigung der am 8. September 2006 verabschiede-

ten Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Be-
kämpfung des Terrorismus69 in allen ihren Aspekten, mit der
der allgemeine Rahmen für die Maßnahmen der internationa-
len Gemeinschaft zur wirksamen Bekämpfung der Geißel des
Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen
gestärkt wurde,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzig-
sten Jahrestags der Vereinten Nationen70,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen71,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
200572 und insbesondere unter Bekräftigung des Abschnitts
über Terrorismus,

unter Hinweis auf die in der Anlage zur Resolution 49/60
der Generalversammlung vom 9. Dezember 1994 enthaltene
Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus sowie die in der Anlage zur Resolution
51/210 vom 17. Dezember 1996 enthaltene Erklärung zur Er-
gänzung der Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der General-
versammlung über Maßnahmen zur Beseitigung des interna-
tionalen Terrorismus und alle Resolutionen des Sicherheits-
rats über Bedrohungen des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit durch terroristische Handlungen,

überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst,

zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor
terroristische Handlungen verübt werden,

erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verur-
teilend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zer-
störungen und Sachschäden geführt haben, namentlich dieje-
nigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschie-
dung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der
Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom
28. September 2001 und 1377 (2001) vom 12. November
2001 reagiert haben, sowie diejenigen, die seit der Verab-
schiedung der letztgenannten Resolution verübt wurden,

unter Hinweis auf die nachdrückliche Verurteilung des
grauenhaften und gezielten Anschlags auf das Hauptquartier
der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak am 19. Au-
gust 2003 in Bagdad, wie sie in ihrer Resolution 57/338 vom
15. September 2003 und in der Resolution 1502 (2003) des
Sicherheitsrats vom 26. August 2003 zum Ausdruck gebracht
wurde,

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass
jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus er-
greifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht im Einklang steht, und dass sie diese Maßnahmen im
Einklang mit dem Völkerrecht, insbesondere den internatio-
nalen Menschenrechten, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem
humanitären Völkerrecht, ergreifen müssen,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zu-
sammenarbeit zwischen Staaten und zwischen internationa-
len Organisationen und Einrichtungen, regionalen Organisa-
tionen und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter
zu stärken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen
wird, zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Ein-
klang mit den Grundsätzen der Charta, des Völkerrechts und
der einschlägigen internationalen Übereinkünfte,

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des
Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend die
Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durchfüh-
rung der genannten Resolution zu überwachen, namentlich
die Ergreifung der erforderlichen finanziellen, rechtlichen

67 A/61/636-S/2006/980 und Corr.1.
68 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Kanadas im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
69 Resolution 60/288.
70 Siehe Resolution 50/6.
71 Siehe Resolution 55/2.
72 Siehe Resolution 60/1.




